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tungsrechtlicher Maßnahmen. Diskussionen zu diesem Thema 
ließen insbesondere zum Inhalt des Begriffs „selbständig“ 
unterschiedliche Standpunkte erkennen. Einerseits wird die 
Auffassung vertreten, es handele sich hierbei generell um 
verwaltungsrechtliche Maßnahmen, deren Ausspruch nicht an 
die materiellrechtlichen und verfahrensrechtlichen Bestim­
mungen des OWG gebunden ist, weil der Begriff „selb­
ständig“ diese Maßnahmen gewissermaßen vom Ordnungs­
widrigkeitsrecht abtrennt, auch wenn sie in einer Ordnungs­
strafbestimmung ausdrücklich geregelt sind. Andererseits 
gibt es die Meinung, daß alle Maßnahmen, die in einer Ord­
nungsstrafbestimmung enthalten sind, nur auf der Grund­
lage der materiellrechtlichen und verfahrensrechtlichen Be­
stimmungen des OWG anzuwenden sind.

Zu diesem Streitpunkt ist m. E. von folgenden Überlegun­
gen auszugehen:

1. Ist eine „weitere Ordnungsstrafmaßnahme“ i. S. des §6 
Abs. 1 OWG in einer Ordnungsstrafbestimmung vorgesehen, 
handelt es sich um einen Bestandteil dieser Bestimmung.1

Der Ausspruch dieser Maßnahmen ist nur zulässig, wenn 
ein Ordnungsstrafverfahren durchgeführt wurde (§ 21 ff. 
OWG), die Schuld des Bürgers festgestellt ist (§ 9 OWG), die 
Besonderheiten der Verantwortlichkeit berücksichtigt wur­
den (§ 10 ff. OWG) und die Zumessung auf der Grundlage 
der §§ 13, 14 und 15 OWG erfolgte.

Die ausdrückliche Festlegung in Ordnungsstrafbestim­
mungen, daß weitere Ordnungsstrafmaßnahmen auch „selb­
ständig“ ausgesprochen werden können, bezieht sich auf ihre 
Anwendung, o h n e  daß außer ihr noch eine andere Ord­
nungsstrafmaßnahme angewendet wird. Sind in der betref­
fenden Ordnungsstrafbestimmung auch andere Ordnungs­
strafmaßnahmen i. S. des § 6 Abs. 1 OWG vorgesehen, dann 
ist es der Entscheidung des Ordnungsstrafbefugten Vorbe­
halten, eine Ordnungsstrafe und eine andere Ordnungsstraf­
maßnahme (z. B. die Einziehung) oder nur eine Ordnungs­
strafe oder gewissermaßen selbständig nur die andere Ord­
nungsstrafmaßnahme festzulegen.

Verschiedentlich ist in Ordnungsstrafbestimmungen, in 
denen die selbständige Einziehung vorgesehen ist, zugleich 
bestimmt, daß die Einziehung „unabhängig von Rechten 
Dritter“ erfolgt (z. B. in §§ 4 Abs. 5, 25 Abs. 2 OWVO). In der 
Praxis und in der Literatur2 hat sich dazu der Standpunkt 
durchgesetzt, daß Sachen, die nicht Eigentum des Rechtsver­
letzers sind, nur dann eingezogen werden, wenn der Eigen­
tümer die ihm obliegenden Sorgfaltspflichten zur Verhinde­
rung eines Mißbrauchs der Sachen verletzt hat oder wenn die 
Sachen der Einziehung generell unterliegen. Das ist zwar 
im OWG nicht ausdrücklich geregelt, ergibt sich jedoch aus 
allgemeinen Rechtsgruhdsätzen, die ihre rechtliche Ausge­
staltung z. B. in § 56 Abs. 3 StGB gefunden haben.

2. Bei einer Maßnahme, die zwar von ihrer Bezeichnung 
her mit einer „weiteren Ordnungsstrafmaßnahme“ i. S. des 
§ 6 Abs. 1 OWG übereinstimmt (z. B. Einziehung, Erlaubnis­
entzug), jedoch außerhalb einer Ordnungsstrafbestimmung 
in einem Gesetz oder einer anderen Rechtsvorschrift vorge­
sehen ist, handelt es sich um eine selbständige verwaltungs­
rechtliche Maßnahme.3 Diese Maßnahme hat keinen Straf­
charakter, und für ihren Ausspruch gelten nicht die mate­
riellrechtlichen und verfahrensrechtlichen Bestimmungen des 
OWG.

Sofern es rechtlich nicht ausdrücklich ausgeschlossen ist, 
können solche verwaltungsrechtlichen Maßnahmen auch an­
gewendet werden, wenn im gleichen Zusammenhang wegen 
einer Ordnungswidrigkeit mit Ordnungsstrafmaßnahmen 
reagiert wurde. So ist z. B. in der VO zum Schutz der Kinder 
und Jugendlichen — KJSchVO — vom 26. März 1969 (GBl. II 
Nr. 32 S. 219) die Einziehung von Schund-, Schmutz- und ju­
gendgefährdenden Erzeugnissen als selbständige verwal­
tungsrechtliche Maßnahme vorgesehen. Liegen die entspre­
chenden Voraussetzungen vor, kann gegen denselben Bür­
ger, gegen den die Einziehung als selbständige verwaltungs­
rechtliche Maßnahme verfügt wurde, ein Ordnungsstrafver­
fahren durchgeführt und eine Ordnungsstrafmaßnahme aus­
gesprochen werden (§ 14 Abs. 1 Ziff. 1 KJSchVO).

Für die Anwendung der selbständigen verwaltungsrecht­
lichen Maßnahmen gibt es keine allgemeingültige Verfah­

rensvorschrift. Verschiedentlich sind Verfahrensvorschriften 
in der entsprechenden Rechtsvorschrift, in der die Maßnahme 
vorgesehen ist, enthalten. Das ist beispielsweise für die An­
wendung des Zwangsgeldes in § 44 des Wassergesetzes vom 
2. Juli 1982 (GBl. I Nr. 26 S. 467) der Fall.

Sofern in der Rechtsvorschrift, die eine solche Maßnahme 
vorsieht, nicht zugleich auch verfahrensrechtliche Bestim­
mungen enthalten sind, sollten die in anderen Rechtsvor­
schriften für gleichartige Maßnahmen vorgesehenen Rege­
lungen analog angewendet werden. Wenn im Gesetz nicht 
etwas anderes bestimmt ist, sollten Einziehungen und Er­
laubnisentzüge außerhalb des Ordnungswidrigkeitsrechts 
grundsätzlich vom Vorsitzenden des Rates oder Leiter der 
Dienststelle oder von einem Beauftragten der jeweiligen 
Ebene der staatlichen Leitung ausgesprochen werden.

Die verwaltungsrechtlichen Maßnahmen sollten schrift­
lich verfügt werden, den Grund für ihren Ausspruch und die 
entsprechende Rechtsvorschrift, auf deren Grundlage sie er­
folgt, erkennen lassen und — sofern für den konkreten Fall 
ein Rechtsmittel vorgesehen ist — eine Rechtsmittelbeleh­
rung enthalten. Der Verfügungsbefugte sollte sie durch seine 
Unterschrift bestätigen. Gestalten Weisungen der zuständi­
gen Organe Verfahrensfragen näher aus, sind diese natürlich 
für den Entscheidungsbefugten verbindlich.

3. Verweist eine Festlegung innerhalb einer Ordnungs­
strafbestimmung ausdrücklich auf Rechtsvorschriften außer­
halb des OrdnungsWidrigkeitsrechts, ist die Verwirklichung 
dieser Festlegung nicht an die materiellrechtlichen und ver­
fahrensrechtlichen Bestimmungen des OWG gebunden.

So wird z. B. in § 20 Abs. 3 OWVO bestimmt, daß der aus 
Preisüberschreitungen erzielte Mehrerlös entsprechend den 
geltenden Rechtsvorschriften an den Geschädigten zurück­
zuzahlen oder zugunsten des Staatshaushalts einzuziehen ist. 
Eine dafür geltende Rechtsvorschrift ist die АО Nr. Pr. 9 über 
die Rückerstattung und die Abführung von Mehrerlösen aus 
Preisüberschreitungen — MehrerlösAO — vom 28. Juni 1968 
(GBl. II Nr. 77 S. 562) i. d. F. der АО Nr. 9/1 vom 25. Juni 
1970 (GBl. II Nr. 63 S. 459). Die Rückzahlung oder Abführung 
von Mehrerlösen außerhalb des Ordnungswidrigkeitsrechts 
ist nach § 7 dieser АО an ein gesondertes Verfahren (Mehr­
erlösabführungsverfahren) gebunden.

Insoweit kommt § 20 Abs. 3 OWVO die Rolle eines Weg­
weisers aus dem Ordnungsstrafverfahren in ein anderes Ver­
waltungsrechtsverfahren zu. In der Gesetzgebung sollte 
m. E. jedoch darauf geachtet werden, daß Vorschriften für 
Verfahren außerhalb des Ordnungswidrigkeitsrechts nicht 
innerhalb, sondern neben der Ordnungsstrafbestimmung zu 
regeln sind.
Prof. Dr. sc. WOLFGANG SURKAU, Berlin

1 Ordnungsstrafbestimmungen, ln denen weitere Ordnungsstraf­
maßnahmen vorgesehen sind:
- Abs. 5, 25 Abs. 2, 26 Abs. 2 OWVO;
- § 9 Abs. 4 der VO über die Durchführung von Veranstaltungen

- VeranstältungsVО - vom 30. Juni 1980 (GBl. I Nr. 24 S. 235);
- § 15 Abs. 4 des Gesetzes über den Verkehr mit Sprengmitteln

- Sprengmittelgesetz - vom 25. März 1982 (GBl. I Nr. 15 S. 309).
2 Verhütung und Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten, Berlin 

1978, S. 135; W. Surkau, „Die Einziehung von Gegenständen nach 
dem Verwaltungsrecht“, NJ 1984, Heft 3, S. HO.

3 Verwaltungsrechtliche Maßnahmen außerhalb des Ordnungs­
widrigkeitsrechts sind z. B.
- Einziehung gemäß S11 der VO über den Verkehr mit Schuß­

waffen, patronierter Munition, Schußgeräten und Kartuschen
- SChußwaffenVO - vom 26. März 1987 (GBl. I Nr. 11 S. 131);

- Erlaubnisentzug gemäß § 11 Abs. 2 des Gesetzes über den 
Verkehr mit Sprengmitteln — Sprengmittelgesetz — vom 
25. März 1982 (GBl. I Nr. 15 S. 309).
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